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2. Das LG Leipzig stellt – abweichend von dieser BGH-
Rechtsprechung – höhere Anforderungen. Es verlangt,
dass das Vermögen nicht nur geringfügig sein darf und in
einem angemessenen Verhältnis zum Streitgegenstand
stehen muss (II. 2. b)) und trifft damit zufällig die vom
Verfasser und Teilen der Literatur favorisierte Lösung.

3. Hinsichtlich des ungeschriebenen Inlandsbezugs weicht
das LG Leipzig ebenfalls von der BGH-Rechtsprechung
ab und sieht in einem inländischen Klägerwohnsitz kei-
nen hinreichenden Inlandsbezug (II. 2.).

4. Für die Eindämmungsbestrebungen des BGH gibt es
zwar keine völkerrechtlichen (III. 1. a)), jedoch verfas-
sungsrechtliche Gründe (III. 1. b)). Auch der Beklagte
kann sich auf den verfassungsrechtlich garantierten Jus-
tizgewährungsanspruch berufen. Dieser enthält das
Recht des Beklagten, nicht ohne Grund in einem fremden
Forum in Anspruch genommen zu werden.

5. Auch wenn weitergehende Anforderungen an das Vermö-
gensmerkmal grundsätzlich Zustimmung verdienen
(III. 2. a)), überzeugt die BGH-Rechtsprechung zum Ver-
mögensmerkmal nicht. Welche Vollstreckungskosten im
Vollstreckungsverfahren anfallen (Gebühren für das
Vollstreckungsgericht/Gerichtsvollzieher oder auch
Rechtsanwaltsvergütung?), lässt sich ex ante im Stadium
des Erkenntnisverfahrens noch nicht beurteilen. Von den
kursierenden Lösungsvorschlägen (III. 2. b)) ist deshalb

eine prozentuale Verhältnismäßigkeitslösung zwischen
Vermögenswert und Streitgegenstand vorzugswürdig
(III. 2. c)).

6. Auch die BGH-Rechtsprechung zum ungeschriebenen
Inlandsbezug kann nicht überzeugen. Weil internationale
Verträge eine internationale Urteilsanerkennung (noch)
nicht garantieren können, führt eine Einschränkung des
Vermögensgerichtsstands in Gestalt eines ungeschriebe-
nen Inlandsbezugs in bestimmten Fällen zu deutschen
„Vollstreckungsoasen“ und belastet so den klägerischen
Justizanspruch (III. 3.).

Dr. Paul Meder, LL.M. (Belgrad)
ist Rechtsanwalt in Hamburg und berät
schwerpunktmäßig zu grenzüberschreitenden
Zivilprozessen und Schiedsverfahren. Vor sei-
ner Tätigkeit als Rechtsanwalt war er Referen-
dar in Hannover und Hongkong sowie wissen-
schaftlicher Mitarbeiter am Lehrstuhl für

deutsches und internationales Wirtschaftsrecht der Juristischen
Fakultät Rostock. Dort wurde er 2022 zu den international-pri-
vatrechtlichen und international-prozessrechtlichen Fragen ei-
ner unternehmerischen Lieferkettenhaftung promoviert. Er pu-
bliziert regelmäßig zu den Fallstricken grenzüberschreitender
Zivilprozesse.
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Miriam Kelly, Enrolled Agent, Atlanta, Dr. Susanne Kölbl, Steuerberaterin, und
Dr. Susann Sturm, Steuerberaterin, beide München

Länderreport USA
I. Rechtspolitischer Hintergrund:

Investitionsbedingungen in den USA

Die USA bieten für Unternehmen einen attraktiven Markt
mit relativ einfachen Markteintrittsmöglichkeiten. Hierzu
tragen nicht zuletzt globale Plattformen wie Amazon bei,
die für Verkäufe in den USA die Lagerfläche stellen und den
Versand innerhalb der USA organisieren. Zudem besteht
zwischen den USA und Deutschland ein Doppelbesteue-
rungsabkommen („DBA Deutschland-USA“), welches Be-
steuerungsrechte zuweist und eine Doppelbesteuerung ver-
meiden soll. Insgesamt deuten die Bedingungen in den USA
somit auf ein perfektes Umfeld für Inbound-Geschäftstätig-
keiten hin.

Dies bedeutet jedoch nicht zwangsläufig, dass in den USA
keine Steuern zu zahlen sind. Vielfach wird vor allem die
Bedeutung der 50 Bundesstaaten und D.C. übersehen. Jeder
dieser Bundesstaaten hat seine eigenen Regeln zur Einkom-
mensteuer, Sales Tax und Property Tax. Das DBA Deutsch-
land-USA ist auf Steuern der Bundesstaaten allerdings nicht
anwendbar (Art. 2 Abs. 1 Buchst. a DBA Deutschland-
USA). Einige Bundesstaaten folgen für Zwecke der Ein-

kommensteuer indirekt dem DBA Deutschland-USA. Ande-
re weichen jedoch davon ab. Wer in den USA investieren
will, muss sich vor allem den abweichenden Regelungen auf
Bundesstaatenebene und den damit einhergehenden Fall-
stricken bewusst sein, um nicht ungewollt in eine Steuerfalle
zu tappen.

II. Steuerliche Fallstricke im Kontext
der US-Bundesstaaten

1. Fallbeispiel

Eine deutsche GmbH verkauft Waren in die USA. Diese
werden zum einen über Amazon USA durch deren FBA-
Programm (Fulfillment by Amazon) vertrieben. Um das
US-Geschäft voranzutreiben, wird zusätzlich ein eigenes
Warenlager im Bundesstaat Washington angemietet und drei
Vertriebsmitarbeiter werden temporär für fünf Monate in die
USA entsandt, um den Absatz der Produkte in den USA zu
steigern. Die Vertriebsmitarbeiter haben keine Vollmacht,
Verträge zu unterzeichnen. Alle Verträge werden mit der
GmbH in Deutschland geschlossen. Die Mitarbeiter sind in
Kalifornien, Georgia und Washington tätig.
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Durch die Tätigkeit der Vertriebsmitarbeiter wird keine Be-
triebsstätte auf Bundesebene in den USA nach dem DBA
Deutschland-USA begründet.

2. Nexus – Steuerverhaftung in den Bundesstaaten

Eine Steuerpflicht in den Bundesstaaten ergibt sich aus dem
steuerlichen Anknüpfungspunkt (sog. Nexus). Es werden
verschiedene Arten von Nexus unterschieden. Zum einen
kann es sich hierbei um eine physische Präsenz handeln
(z.B. Geschäft, Warenlager oder Mitarbeiter). Es kann auch
einen Economic Nexus (d.h. Überschreitung bestimmter
Freigrenzen) geben, wobei die Economic Nexus-Grenzen
für Zwecke der Einkommensteuer von denen der Sales Tax
abweichen können. Zudem gibt es weitere Wege einen Ne-
xus auszulösen, zum Beispiel durch Click-Through-Nexus,
Marketplace Nexus oder der Anwesenheit auf einer Messe.

In dem Fallbeispiel ergibt sich ein Nexus in Kalifornien,
Georgia und Washington durch die eingesetzten Mitarbeiter.
Selbst ohne Mitarbeiter ergäbe sich im Bundesstaat
Washington ein Nexus durch das dortige Warenlager.

Für die Ware, welche im Rahmen des Amazon FBA Pro-
grammes verkauft wird, steht es Amazon frei, die Ware an
Lagerstandorte im ganzen Land zu transportieren. Die FBA-
Händler haben keine Kontrolle und wissen i.d.R. nicht,
wann und wohin Amazon ihre Waren transportiert. In einer
Gerichtsentscheidung in Pennsylvania (Online Merchants
Guild v. Hassell, Commonwealth Court of Pennsylvania,
No. 179 M.D. 2021, September 9, 2022) wurde in 2022 ent-
schieden, dass die FBA-Händler, deren Verbindungen zu
Pennsylvania sich darauf beschränkten, dass Amazon Waren
in einem seiner Lagerhäuser in Pennsylvania lagerte, keine
ausreichenden Kontakte zu Pennsylvania hatten, sodass sich
kein Sales Tax Nexus ergab. Andere Bundesstaaten, wie
Washington, betonen allerdings explizit, dass ein Amazon-
Warenlager einen Nexus auslöst. Ein Händler wie im Fall-
beispiel kann also einen Nexus in verschiedenen Bundes-
staaten haben, ohne einen Einfluss darauf nehmen zu kön-
nen.

Liegt ein Nexus vor, ergibt sich im Grundsatz eine Steuer-
erklärungspflicht in dem jeweiligen Bundesstaat.

3. Einkommen-/Körperschaftsteuer

Wie eingangs erwähnt, gilt das DBA Deutschland-USA
grundsätzlich nur auf Bundesebene. Die meisten Bundes-
staaten folgen dem DBA Deutschland-USA indirekt, da das
zu versteuernde Einkommen auf Bundesstaatenebene auf
dem bereinigten Bruttoeinkommen (Federal Adjusted Gross

Income) aufbaut. Ist dieses mangels einer Betriebsstätte
nach dem DBA Deutschland-USA Null (kein U.S. Source
Income), so ergibt sich auch keine Steuerpflicht auf Bundes-
staatenebene. Dies ist zum Beispiel in Georgia der Fall. Die
Abgabe einer Steuererklärung auf Bundesstaatenebene kann
dennoch erforderlich sein (sog. Nullerklärung). Diese ist ne-
ben dem Protective Tax Return auf Bundesebene zusätzlich
bei den Bundesstaaten, z.B. Georgia, einzureichen.

Die Bundesstaaten Kalifornien und Washington folgen die-
sem Ansatz nicht:

– In Kalifornien ist die Erstellung einer Pro-forma US-Steu-
ererklärung erforderlich. Hierbei handelt es sich um eine
Steuererklärung auf Bundesebene, welche das DBA
Deutschland-USA ignoriert und so tut, als hätte das Unter-
nehmen keine DBA-Befreiung. Diese Bundessteuer-
erklärung wird – anders als die o.g. Nullerklärung – nicht
bei der IRS eingereicht, sondern lediglich in Kalifornien
als Anlage zur Bundesstaatensteuererklärung. Es ergibt
sich somit eine Steuerpflicht und ein erheblicher Verwal-
tungsaufwand, um die Pro-forma Steuererklärung zu er-
stellen.

– Der Bundesstaat Washington erhebt eine besondere Steu-
er, die sogenannte Bruttoeinkommensteuer (Gross Re-
ceipts Tax). Wie der Name bereits zum Ausdruck bringt,
wird die Steuer auf das Bruttoeinkommen der Aktivitä-
ten im Bundesstaat ermittelt. Folglich werden keine Ab-
züge für Ausgaben wie Lohn und Gehalt, Materialauf-
wand, Steuern etc. gewährt. Der Bundesstaat Washington
ignoriert somit ebenfalls das DBA Deutschland-USA.
Erklärt wird die Bruttoeinkommensteuer in Washington,
hier als B&O-Steuer bezeichnet, auf einer separaten Ver-
brauchssteuererklärung, der sogenannten Excise Tax Er-
klärung.

Public Law 86–272

Dieses Bundesgesetz sieht eine besondere Steuerbefreiung
vor, wenn in einem Bundesstaat nur sehr limitierte Aktivitä-
ten stattfinden. Die Steuerbefreiung findet Anwendung,
wenn die einzige Geschäftstätigkeit eines Unternehmens in
einem Staat darin besteht, dass ein Mitarbeiter Aufträge für
den Kauf von Gütern annimmt, die Genehmigung (oder Ab-
lehnung) sowie der Versand oder die Lieferung aber von ei-
nem Ort außerhalb des Staates erfolgen. Es ist zu beachten,
dass die Steuerbefreiung nicht gilt, wenn die Aktivitäten ei-
nes Mitarbeiters in dem Staat über die bloße Anwerbung
und Annahme von Aufträgen hinausgehen.

Im Fallbeispiel kann sich der Händler in Georgia und Kali-
fornien auf Public Law 86–272 berufen und eine Besteue-
rung vermeiden, da es in diesen beiden Bundesstaaten kein
Amazon-Lager gibt – vorausgesetzt, dass die Economic Ne-
xus-Grenzen nicht überschritten werden und die Mitarbeiter
die Kriterien von Public Law 86–272 erfüllen. Da es in
Washington ein Warenlager gibt, liegt hierdurch schon ein
Nexus vor und die Aktivität des Mitarbeiters ist irrelevant.
Selbst wenn es kein Warenlager gäbe, kommt Public Law
86–272 in Washington nicht zum Tragen, da WAC
458–20–193(107) Folgendes besagt: „Public Law 86–272
(15 U.S.C. Sec. 381 et. seq.) gilt nur für Steuern, die auf das
Nettoeinkommen erhoben oder daran gemessen werden.“
Die Gross Receipts Tax in Washington wird an den Brutto-
einnahmen gemessen, sodass Public Law 86–272 nicht an-
wendbar ist.
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4. Sales Tax

Bei der Sales Tax denkt man zunächst an das US-Pendant
zur deutschen Umsatzsteuer. Die bundesstaatliche Transak-
tionssteuer wird, im Gegensatz zur Umsatzsteuer, welche
auf allen Ebenen der Lieferkette gelten kann, allerdings nur
auf Ebene des Endverbrauchers erhoben. Wenn ein Einzel-
händler ein steuerpflichtiges Produkt an einen Endverbrau-
cher verkauft, kann ein Staat von diesem verlangen, die
Sales Tax zu erheben und abzuführen. Wird auf der anderen
Seite ein Produkt von einem Händler verkauft, welcher im
Ansässigkeitsstaat des Käufers keinen Nexus hat und somit
keine Sales Tax erhebt, so muss der Käufer Use Tax abfüh-
ren.

Was in den einzelnen Bundesstaaten der Sales Tax unterliegt
oder nicht, ist vielschichtig. Ein Umsatzgeschäft kann nach
staatlichem Recht steuerpflichtig oder nicht steuerpflichtig
sein oder aufgrund der Art des Geschäfts oder der Art des
Abnehmers von der Steuer befreit sein. Bewegliche Wirt-
schaftsgüter wie im Fallbeispiel sind i.d.R. in allen Bundes-
staaten steuerpflichtig. Je nach Wirtschaftsgut empfiehlt es
sich jedoch, vor Markteintritt eine Sales Tax Analyse durch-
zuführen, um zu bestimmen, ob das Produkt der Sales Tax
unterliegt. Die Bundesstaaten definieren Produkte und
Dienstleistungen oft unterschiedlich. Medizinische Geräte
umfassen bspw. in verschiedenen Bundesstaaten verschie-
dene Produkte. Außerdem gibt es mögliche Freistellungsbe-
scheinigungen, z.B. beim Weiterverkauf (Sale for Resale)
oder beim Verkauf an einen Hersteller (Manufacturing
Exemption).

Für Amazon-FBA-Kunden kann Amazon die Sales Tax für
Rechnung des Händlers bei Teilnahme an dem entsprechen-
den Programm einbehalten und diese abführen. Allgemein
werden Händler, die einen Onlinemarktplatz anbieten unter
dem Begriff „marketplace facilitators“ zusammengefasst.
Die Steuerpflicht des Händlers ist somit abgegolten. Je nach
Bundesstaat kann es allerdings trotzdem eine Pflicht zur
Abgabe der Sales Tax Steuererklärung für den Händler ge-
ben.

Ein Nexus auf Ebene der Sales Tax ist nicht notwendiger-
weise identisch mit dem Nexus-Begriff bei der Einkommen-
steuer. Insbesondere die Economic Nexus-Grenzen sind bei
der Sales Tax weitaus geringer. Public Law 86–272 gilt nur
für die Einkommensteuer und damit nicht zur Bestimmung
des Sales Tax Nexus.

Übersicht der Economic Nexus-Grenzen

Bundesstaat Bundesstaateneinkommen-
steuer

Sales & Use Tax

Georgia Keine USD-Grenze, es gilt
der „doing business“ Stan-
dard

Verkäufe von mehr als
100 000 USD oder 200
Transaktionen

Kalifornien Verkäufe in Kalifornien
überschreiten entweder die
Grenze von 711 538 USD
oder 25% der Gesamtver-
käufe

Verkäufe von mehr als
500 000 USD im laufenden
oder vorherigen Kalender-
jahr

Washington Keine USD-Grenze, es gilt
Nexus für „jede Person,
die einen wesentlichen Be-
zug zu diesem Staat hat“

Kumulative Bruttoeinnah-
men aus Washington von
mehr als 100 000 USD im
laufenden oder unmittelbar
vorangegangenen Jahr

Es ist wichtig zu verstehen, dass die Economic Nexus-Gren-
zen irrelevant sind, sofern sich ein Nexus schon durch ein
Warenlager oder einen Mitarbeiter ergibt. Sie gelten nur für
so genannte „remote seller“ ohne Präsenz im Bundesstaat.

Die Transaktionsgrenze ist unabhängig vom Preis der Ware.
Verkauft der Händler aus dem Fallbeispiel T-Shirts für 20
USD pro Stück, so lösen 201 T-Shirts mit einem Wert von
4020 USD bereits einen Nexus aus.

5. Property Tax

Die Property Tax ist eine Vermögenssteuer auf Immobilien,
bewegliche Wirtschaftsgüter und, je nach Bundesstaat, Vor-
räte. Kalifornien und Washington besteuern Vorräte nicht.
Solange die Mitarbeiter im Fallbeispiel kein Büro unterhal-
ten, sollte sich also für den Händler aus dem Fallbeispiel
keine Property Tax ergeben.

In Georgia hingegen muss einmal im Jahr eine Property
Tax Erklärung abgegeben werden. Vorräte sind, je nach
County, bis zu 100% befreit, wenn es sich um Vorräte im
Herstellungs- oder Produktionsprozess, einschließlich Roh-
stoffen und halbfertigen Erzeugnissen, handelt. Bestände
an Fertigerzeugnissen, die in Georgia hergestellt oder pro-
duziert wurden und vom Hersteller oder Produzenten für
einen Zeitraum von höchstens 12 Monaten aufbewahrt wer-
den, sowie Handelswaren, qualifizieren sich ebenfalls für
die Befreiung. Nicht alle Counties gewähren diese so ge-
nannte „Freeport Exemption“ und nicht alle zu 100%. Sind
Vorräte länger als ein Jahr im Bestand, unterliegen diese
der Besteuerung.

6. Steuerpflichten für Mitarbeiter

Unter Art. 15 Abs. 2 DBA Deutschland-USA ergibt sich für
Arbeitnehmer in den USA keine Steuerpflicht, sofern diese
weniger als 183 Tage in den USA (anwesend) sind, das Ge-
halt von einer Nicht-US-Gesellschaft gezahlt wird und die
ausländische Gesellschaft keine Betriebsstätte in den USA
unterhält bzw. begründet. Im Fallbeispiel ergibt sich für die
Mitarbeiter keine Steuerpflicht auf Bundesebene – voraus-
gesetzt sie halten sich weniger als 183 Tage (inklusive Ur-
laubs-, Wochenend- und Feiertagen) in den USA auf. Etwas
anderes kann in den Bundesstaaten gelten.

Kalifornien ist einer der Bundesstaaten, welcher dem DBA
Deutschland-USA nicht folgt. Ab einem Gehalt von bereits
100 USD im Kalenderquartal, welches durch Leistungen in
Kalifornien erbracht wurde, ergibt sich eine Steuerpflicht
für den Arbeitnehmer. Dieser muss eine US-Steuernummer
beantragen und eine Steuererklärung in Kalifornien einrei-
chen.

Washington hat keine Einkommensteuer für Privatpersonen,
sodass hier keine Steuerpflicht besteht.

Georgia folgt indirekt dem DBA Deutschland-USA, da sich
das zu versteuernde Einkommen auf das Einkommen auf
Bundesebene bezieht. Da die USA aufgrund des DBA
Deutschland-USA kein Besteuerungsrecht haben, ist das zu
versteuernde Einkommen in Georgia Null.

Der Arbeitgeber hat grundsätzlich die Verpflichtung, auch
für temporäre Mitarbeiter eine US-Payroll einzurichten und
Steuern abzuführen. In der Praxis entscheiden sich Unter-
nehmen wie im Fallbeispiel oft dazu, die Steuern der Mitar-
beiter mit deren privaten Einkommensteuererklärungen zu
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erledigen und diese zu übernehmen. Dies löst aber nicht das
Problem der nicht bezahlten Arbeitslosenversicherung. Für
Social Security Taxes gibt es i.d.R. eine Ausnahme unter
dem Sozialversicherungsabkommen zwischen den USA und
Deutschland.

7. Hinweise aus deutscher steuerlicher Sicht

Auch das deutsche Steuerrecht wird von den Geschäftsakti-
vitäten in den USA tangiert. Hierbei ist zunächst zu beach-
ten, dass es mit der Anmietung des Warenlagers in den USA
zur Begründung einer Betriebsstätte nach § 12 S. 2 Nr. 5 AO
im Ausland kommt. Die GmbH als Steuerpflichtiger mit Ge-
schäftsleitung und Sitz in Deutschland hat die Begründung
der Betriebsstätte i.S.v. § 12 AO nach § 138 Abs. 2 S. 1
Nr. 1 AO bei dem für sie nach §§ 18 bis 20 AO zuständigen
Finanzamt anzuzeigen (auch wenn nach dem bestehenden
DBA keine Betriebsstätte i.S.d. Abkommens begründet
wird). Die Anzeige ist zusammen mit der Körperschaftsteu-
ererklärung zu erstatten, spätestens jedoch 14 Monate nach
Ablauf des Besteuerungszeitraums, in dem die Betriebsstät-
te begründet wurde. Die Anzeige erfolgt i.d.R. elektronisch,
d.h. nach vorgeschriebenem Datensatz über die amtliche
Schnittstelle. Ein Verstoß gegen die Anzeigepflicht kann
nach § 379 Abs. 2 Nr. 1 AO als Ordnungswidrigkeit angese-
hen werden und mit einem Bußgeld von bis zu 25000 EUR
geahndet werden.

Darüber hinaus ist bezüglich der Besteuerung in Deutsch-
land Folgendes zu beachten:

– Besteuerung auf Ebene der GmbH: Die GmbH unterliegt
in Deutschland mit sämtlichen Einkünften, d.h. inländi-
sche und ausländische Einkünfte, nach § 1 Abs. 2 KStG
der Besteuerung (sog. Welteinkommensprinzip). Dazu ge-
hören im vorliegenden Fall grundsätzlich auch die Ein-
künfte aus Gewerbebetrieb aus der in den USA belegenen
Betriebstätte (§ 8 Abs. 1 S. 1 KStG i.V.m. § 34d Nr. 2
Buchst. a EStG). Zu einer Einschränkung aus dem DBA
Deutschland-USA kommt es hierbei nicht, da aus DBA-
Sicht keine (abkommensrechtliche) Betriebsstätte vor-
liegt, denn weder das Warenlager (hier findet Art. 5
Abs. 4 Buchst. a DBA Deutschland-USA Anwendung)
noch die Vertriebstätigkeit erfüllen die Voraussetzungen
einer Betriebsstätte nach dem DBA Deutschland-USA.
Somit finden die nationalen Grundsätze Anwendung, wo-
nach die in den USA erzielten Einkünfte der deutschen
Besteuerung unterliegen und etwaige ausländische Steu-
ern – bei Vorliegen der Voraussetzungen – nach § 26
Abs. 1 KStG i.V.m. § 34c Abs. 1 bis 3 EStG anzurechnen
bzw. abzuziehen sind. Eine Besonderheit ergibt sich hier-
bei für die Vertriebsmitarbeiter in Kalifornien und
Washington. Aufgrund ihrer kurzen Einsatzdauer von
fünf Monaten dürften weder eine Betriebsstätte nach § 12
AO noch ein ständiger Vertreter nach § 13 AO begründet
werden, sodass auch keine ausländischen Einkünfte i.S.v.
§ 34d Nr. 2 Buchst. a EStG vorliegen. Demnach wäre eine
Anrechnung der Bundesstaatensteuern nach § 34c Abs. 1
EStG bzw. ein Abzug nach § 34c Abs. 2 EStG nicht mög-
lich. Somit können die in Kalifornien und Washington er-
hobenen Steuern höchstens im Wege des Abzugs von der
steuerlichen Bemessungsgrundlage nach § 34c Abs. 3
EStG berücksichtigt werden (z.B. über § 34c Abs. 6 S. 6
EStG i.V.m. § 34c Abs. 3 EStG). Durch einen Abzug
kann die Doppelbesteuerung der Einkünfte nicht vollstän-
dig vermieden werden.

– Besteuerung auf Ebene der Mitarbeiter: Auch Arbeitneh-
mer unterliegen in Deutschland mit sämtlichen Einkünf-
ten der Besteuerung. Dazu gehört im vorliegenden Fall
grundsätzlich auch das während des Aufenthalts in den
USA bezogene Gehalt als Einkünfte aus nichtselbststän-
diger Arbeit (hier ausländische Einkünfte i.S.v. § 34d
Nr. 5 EStG). Auf Bundesebene hat die USA nach Art. 15
Abs. 2 DBA Deutschland-USA kein Besteuerungsrecht.
Erhebt Kalifornien dennoch eine Steuer, ist eine Doppel-
besteuerung im Wege der Anrechnung der Bundesstaa-
tensteuer auf die deutsche Einkommensteuer nach § 34c
Abs. 1 EStG i.V.m. § 34c Abs. 6 S. 4 EStG zu beseiti-
gen.

III. Bewertung und Ausblick

Die Besteuerung der US-Bundesstaaten wird oft aufgrund
der Existenz des DBA Deutschland-USA übersehen. Die
Regelungen sind allerdings sehr komplex und hängen vom
jeweiligen Sachverhalt ab. Es gibt hier keine einheitlichen
Leitlinien für alle Bundesstaaten. Jedem Unternehmen, wel-
ches über einen Markteintritt in den USA nachdenkt, emp-
fiehlt es sich, sich zuvor mit Sales Tax, Property Tax und
Einkommensteuer auf Bundesstaatenebene zu befassen.
Dies gilt nicht nur für Vertriebsunternehmen, sondern insbe-
sondere auch für Hersteller von Gütern sowie bei Montagen
und Installationen in den USA. Für Unternehmen, welche
bereits in den USA aktiv sind und im Nachgang von den
Pflichten auf Bundesstaatenebene erfahren, bieten die Bun-
desstaaten Selbstanzeigeprogramme an.

Neben den Regelungen in den USA dürfen die deutschen
steuerlichen Vorschriften nicht aus den Augen verloren wer-
den. So ist ergänzend zur Besteuerung in Deutschland bzw.
der Vermeidung der Doppelbesteuerung die Anzeigepflicht
für die Gründung ausländischer Betriebsstätten zu beach-
ten.
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